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Haftung der Eltern für konsumfreudige Kinder?
Sachverhalt

Ein Ehepaar hat einen Jungen aus Brasilien adoptiert. Dieser bereitet nun massive Probleme und Schwierigkeiten.
Er schliesst Verträge ab, fährt ohne zu bezahlen etc. Schon verschiedene Rechnungen sind offen. Die Eltern sind verunsichert und vertreten die Meinung, dass sie für weitere allfällige Schäden nicht belangt werden können. Der Junge ist 14 Jahre alt und kann eigentlich seine Handlungen abschätzen. 
 
Kommt nun Art. 19 Abs. 1 ZGB zur Anwendung? Wenn nun aber Art. 19. Abs. 3  ZGB geltend gemacht würde, wer bezahlt die offenen Rechnungen? Der Junge selbst, oder seine Eltern?
Erwägungen

1. Wer nicht handlungsfähig ist, ist auch nicht geschäftsfähig, d.h. er kann grundsätzlich keine Verträge abschliessen. Allerdings gibt es die sogenannte beschränkte Handlungsunfähigkeit. Das betrifft Personen, welche zwar nicht mündig (also unter 18 Jahren oder entmündigte Erwachsene), aber urteilsfähig sind. Diese Personen können sich mit Zustimmung der gesetzlichen Vertreter verpflichten (Art. 19 Abs. 1 ZGB). 

2. Die Urteilsfähigkeit ist ein relativer Begriff. Sie kann fehlen infolge Kindesalters, Geisteskrankheit, Geistesschwäche, Trunkenheit oder ähnlichen Zuständen. Im hier interessierenden Zusammenhang stellt sich die Frage, ob Urteilsunfähigkeit infolge Kindesalters vorliege. Das hängt von den getätigten Handlungen ab und von der Frage, ob mit Blick darauf das Kind aufgrund seiner geistig-psychischen Reife über die vom Gesetz geforderte Vernunft und Selbstverantwortlichkeit verfüge. Dazu kennt das Schweizer Recht keine Abstufungen (im Gegensatz beispielsweise zum Jugendstrafrecht). Zur Kasuistik vergleiche Basler Kommentar ZGB I-Bigler-Eggenberger N 49 ff. zu Art. 19).

3. Falls das Kind mit Zustimmung seiner Eltern Verträge abschliesst und deren Tragweite zu ermessen vermag (d.h. diesbezüglich als urteilsfähig erachtet werden kann), sind sie gültig. So nimmt man an, was das Kind mit seinem Taschengeld erwirbt, erfülle diese Voraussetzungen, weil die Eltern dem Kind das Taschengeld (heutzutage) nicht unbedingt zum Sparen, sondern zum Verkonsumieren geben. Das Kind lernt so beispielsweise, seine verfügbaren Mittel einzuteilen und erfährt, was das Leben kosten kann. Das fällt unter Art. 301 Abs. 2 ZGB: Die Eltern gewähren dem Kind die seiner Reife entsprechende Freiheit der Lebensgestaltung. Wenn ein 11-jähriges Kind allerdings eine Snowboard-Ausrüstung für Fr. 2'000.- erwerben würde, müsste davon ausgegangen werden, ihm fehle dazu die Zustimmung der Eltern, selbst wenn es material- und markenkundiger wäre als die Eltern. 


4. Ist ein Vertrag zwischen dem Kind und einem Dritten im Sinne von Art. 19 Abs. 1 ZGB gültig zustande gekommen, so ist das Kind Vertragspartner und nicht die Eltern. Die Eltern würden nur dann mitverpflichtet, wenn sie nicht nur ihre Zustimmung gegeben hätten, sondern ebenfalls als Vertragspartner auftreten. Es verhält sich genau gleich, wie wenn ein Vormund für die betreute Person ein Rechtsgeschäft abschliesst beziehungsweise dem Mündel die Zustimmung erteilt: Damit wird nicht der Vormund Vertragspartner. Es ist Sache des Dritten, welcher mit dem Kind den Vertrag schliesst, sich zu vergewissern, ob sein Gegenüber solvent sei oder nicht. Wenn das Kind den Vertrag gültig geschlossen hat und nicht bezahlen kann, bleibt es allein Schuldner, der Dritte hat allenfalls den Verlust, wenn kein pfändbares Vermögen des Kindes besteht.

5. Art. 19 Abs. 3 ZGB kommt nur zur Anwendung, wenn es um eine unerlaubte Handlung geht (z.B. deliktische Schadenszufügung). Wenn das Kind beispielsweise schwarz fährt, haftet es, nicht seine Eltern. Das gilt auch, wenn es z.B. fremdes Eigentum beschädigt: Die Haftung liegt beim Kind, nicht bei den Eltern, es sei denn, sie seien in irgend einer Weise mitverantwortlich (Anstiftung, Mittäterschaft, fehlende, dem Alter des Kindes entsprechende Instruktion und Aufsicht etc).


6. Kinder, welche ihre Kompetenzen überschreiten (z.B. Warenkauf ohne nötige Solvenz) können davor bewahrt werden, wenn die Eltern den potenziellen Vertragspartnern (z.B. Versandhäuser) entsprechende Abmahnungen zukommen lassen. Im Übrigen müsste das Jugendgericht sein Repertoire ausspielen, falls die Auffälligkeit des Kindes deliktischer Art ist.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 4.5.2006
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